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A us: „W arum  eine gem einsam e L is te ?“

W as w ir gem einsam  geschaffen haben, werden w ir ge
m einsam  erhalten  und mehren. Es g ib t zwischen den 
P arte ien  und O rganisationen in der D eutschen Demo
kratischen Republik keine prinzipiellen Gegensätze. W ir 
alle sind fü r Frieden, D em okratie und Sozialismus. W ir 
alle sind fü r die dem okratische W iedervereinigung 
Deutschlands. W arum  sollten w ir uns in ein P arte ige
zänk einlassen? D afür g ib t es doch bei uns g a r keine 
G rundlage!

W as soll angesichts dieser Tatsachen 
eine Oppositionspartei ?

Die K andidaten der N ationalen F ro n t sind fü r den 
F rieden — soll es bei uns eine O ppositionspartei geben, 
die fü r  den K rieg is t?
Die K andidaten der N ationalen F ron t sind fü r  die wei
te re  D em okratisierung unseres Lebens — eine Opposi
tionspartei m üßte also fü r  eine U nterdrückung der De
m okratie sein.
Die Kandidaten der N ationalen F ron t sind fü r die s tän 
dige Verbesserung der Lebenslage aller W erk tätigen  — 
eine Opposition m üßte fü r die V erschlechterung der 
Lebenslage sein, fü r die Beseitigung der Stipendien der 
Studenten, fü r die Beseitigung der Ferienheim e des 
FDGB, fü r  die Zerschlagung unserer großzügigen So
zialfürsorge, fü r dje Rückgabe des Bodens unserer 
B auern an  Pferdm enges und Konsorten, fü r die Be
seitigung der volkseigenen Betriebe, fü r  P reiserhöhun
gen, fü r  höhere Mieten, fü r  höhere S teuern — fü r all 
das m üßte bei uns eine Oppositionspartei eintreten.
F ü r eine solche Opposition g ibt es in  unserer Politik 
keine Grundlage, weil kein vernünftiger Mensch dafür 
seine Stim m e gäbe!

Quelle: F lugb latt der „N ationalen F ro n t“ (Ag. 117/57 
DDR —  629).

Überwachung der Wahlvorbereitungen durch 
SED-Funktionäre

Die Vorbereitung der Kom m unalwahlen in der Sow jet
zone wurde als „W ahlbewegung“ bezeichnet. Hier sollte 
wie in den Jahren 1950 und 1954 der „demokratische 
Charakter“ der W ahlen besonders deutlich zum  A u s
druck kommen. Aber gerade in der Vorbereitung der 
„Wahlen" zeig te sich, wie jede M öglichkeit ausgeschal
te t wurde, die A u ffassung  der Bevölkerung deutlich  
werden zu  lassen.
Das W ahlgesetz schrieb vor, daß sich die Kandidaten  
der K reistage in sogenannten Konferenzen der W ähler
vertre ter vorzustellen hätten. Zuvor m uß ten  die bis
herigen Abgeordneten in  Einwohnerversam m lungen  
Rechenschaft über ihre T ä tigke it ablegen. Nach den 
W ählervertreter-K onferenzen sollten dann noch soge
nannte K leinst-Versam m lungen durchgeführt werden, 
in denen die G emeindevertreter und einzelne K reistags
abgeordnete den W ählern vorzustellen waren.
Um diese Versam m lungen vorzubereiten und die M it
glieder der W ahlkom m issionen auszusuchen, wurden in 
allen Gemeinden der Sowjetzone Instruk teure  eingesetzt, 
und zw ar jeweils ein In struk teur der Kreisverw altung  
und ein In stru k teu r der Nationalen Front. Bei den le tz
teren handelte es sich fa s t ausschließlich um  B eauftragte

der SED, die von den „volkseigenen“ Betrieben delegiert 
wurden. Die gesam ten Instruk teure  wurden außerdem  
jeweils einem S tü tzpunktle ite r unterstellt. H ierzu w ur
den alle Kreise der Sow jetzone in S tü tzp u n k te  un ter
teilt. Die S tü tzpunktle iter m uß ten  ebenfalls der SED  
angehören.
Besonders w ichtig ist es, darauf hinzuweisen, daß die 
„Vertreter der W ähler“ nicht gewählt, sondern beson
ders ausgesucht werden m ußten. H ierüber und über die 
Aufgaben der S tü tzpunktle ite r und der Instruk teure soll 
nun eingehend berichtet werden:
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Es erscheint H err N. N. und gibt folgendes zu Protokoll:

F ü r  die V orbereitung und D urchführung der Kommunal
wahlen am  23. 6.1957 bin ich im  A ufträge der P arte i 
(SED) und des R ates des Kreises als S tü tzpunktleiter 
eingesetzt worden . . .  Jeder S tützpunktleiter h a tte  ein 
Büro. H ierzu gehörten als M itarbeiter hauptam tlich 
abgestellte Instruk teu re  aus den Betrieben und Verwal
tungen. F ü r jede Gemeinde w aren ein In s tru k teu r des 
S taa tsappara tes  und ein In s tru k teu r der SED-Kreis- 
leitung (aus Betrieben) gestellt worden.
In m einer E igenschaft als S tü tzpunktleiter habe ich an 
m ehreren Sitzungen im Kreiswahlbüro und an  den Be
sprechungen der S tützpunktleiter teilgenommen. Diese 
S itzungen w urden durchgeführt vom R a t des Kreises, 
jedoch im E invernehm en und im A ufträge der SED- 
K reisleitung. H ierzu m uß ich bem erken, daß der Vor
sitzende des R ates des K reises M itglied des „Büros der 
K reisleitung" is t und von hier aus seine W eisungen emp
fing. Außerdem  wurde neben dem vom R a t des Kreises 
eingesetzten W ahlbüro von der K reisleitung der SED 
eine Stelle geschaffen, an  die alle W ahlvorschläge abge
geben werden m ußten. Zu dieser Stelle gehörten die 
beiden Sekretäre der SED -K reisleitung (der erste  und 
der zw eite), ferner der A bteilungsleiter S taatliche Organe 
der SED-Kreisleitung, der Vorsitzende des R ates des 
Kreises, der S ekretär des R ates des Kreises und der 
K aderleiter der K reisverw altung . . .
Aus der Teilnahme an  diesen Sitzungen und aus w eite
ren  Besprechungen weiß ich, daß alle W ahlvorschläge, 
die an das Kreiswahlbüro eingereicht wurden, nach einer 
Ü berprüfung durch die K aderabteilung der K reisver
w altung an die SED w eitergeleitet werden m ußten. Der 
K aderleiter der K reisverw altung m ußte jeden Tag m it 
den U nterlagen über die vorgeschlagenen Kandidaten 
zur SED-Kreisleitung. D ort w urden diese K andidaten 
nochmals eingehend überp rü ft und festgelegt, ob sie 
zugelassen werden sollten oder nicht. H ierbei w ar auch 
gleichgültig, ob es sich um  Angehörige der SED, M it
glieder der B lockparteien oder um  P arteilose gehandelt 
hat. E rs t wenn die SED gegen die K andidaten keine 
Einwendungen erhob, durfte  der Vorschlag an den Block
ausschuß w eitergeleitet werden. W urden Einwendungen 
erhoben, h a tte  das Kreiswahlbüro fü r eine Um besetzung 
zu sorgen.
In den erw ähnten Besprechungen w urde uns auch die 
fü r die gesam te „DDR“ vorgesehene Aufschlüsselung 
der K andidaten bekanntgegeben. Es w ar festgelegt w or
den, daß die SED als P arte i 25 P rozent aller K andidaten 
zu benennen habe. Jede zugelassene Blockpartei sollte, 
soweit sie in dem O rt m it einer O rtsgruppe reg istriert 
war, zehn P rozent der M andate erhalten. Alle übrigen 
M andate gingen an  die M assenorganisationen. In  den 
Sitzungen w urde hierzu festgelegt, daß die M assen-
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